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rung der Bohrarbeiten Karlsfeld GT1 - GT4“ der Geothermie Karlsfeld GmbH 
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Die Zulassung wird befristet erteilt bis zum 31.06.2028. 

. Der Geothermie Karlsfeld GmbH wird nach Maßgabe der Ziffer III.B.1. dieses Bescheides die 

stets widerrufliche beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis nach 55 8 und]10 Abs. 1 Wasser- 

haushaltsQesetz (WHG) i.V.m. Art. 15 Abs. 2 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) für das 

Einbringen von Stoffen in den Untergrund im Zuge der Bohrungen Karlsfeld GT1 — GT4 und 

dem Brauchwasserbrunnen erteilt. 

‚1 Der Geothermie Karlsfeld GmbH wird nach Maßgabe der Ziffer III.B.2. dieses Bescheides die 
stets widerrufliche beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis nach 55 8 und 10 Abs. 1 WHG 

i.V.m. Art. 15 Abs. 2 BayWG für das Einleiten von Malm-Tiefenwässern in den Krebsbach im 

Zuge der Testarbeiten der Bohrungen Karlsfeld GT1 — GT4 erteilt. 

. Der Geothermie Karlsfeld GmbH wird nach Maßgabe der Ziffer “1.8.3. dieses Bescheides die 

‘ stets widerrufliche beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis nach 55 8 und 10 Abs. WHG 

i.V.m. Art. 15 Abs. 2 BayWG für das Einleiten von Nieder$chlagswasser in das Grundwasser 

und den Krebsbach erteilt. 

||. ' Antragsunterlagen 

Die Betriebsplanzulassung umfasst folgende Unterlagen: 

. Hauptbetriebsplanantrag vom 20.10.2025 bestehend aus 36 Seiten Text, 
mit folgenden Anlagen: 

0 

0 

0 

Anlage 1a: 

Anlage 1b: 

Anlage 2a: 

Anlage 2b: 

Anlage 2c: 
Anlage 2d: 

Anlage 3a: 
Anlage 3b: 

Anlage 3c: 

Anlage 3d: 

Anlage 3e: 

Anlage 8a: 
Anlage 8b: 

Anlage 10: 

Anlage 11: 

Anlage 14: 

Anlage. 15: 

Übersichtskarte vom 27.08.2025 
Detaillageplan vom 27.08.2025 ( 

Bohrplatzplan vom 13.10.2025 

Bohrplatzplan mit Zufahrt vom 31.08.2025 

Schnitt Bohrplatz vom 31.08.2025 
Erläuterungsbericht Entwässerung vom 14.10.2025 

Übersichtslageplan vom 20.05.2025 
Bohrlochbild GT1 vom 14.03.2025 

Bohrlochbild GT2 vom 14.03.2025 

Bohrlochbild GT3 vom 14.03.2025 

Bohrlochbild GT4 vom 14.03.2025 4 

F FH-Verträglichkeitsabschätzung vom 02.04.2025 
Kurzbericht Avifauna vom 30.07.2025 

Schallprognose vom 23.04.2025 
Gutachterliche Stellungnahme zur AWSV vom 16.10.2025 

Konzept zum Umgang mit Thermalwässern aus Pumpversuchen 

Entwässerungskonzept Betriebsplatz 
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Ill. Nebenbestimmungen 

Die Betriebsplanzulassüng ergeht unter folgenden Nebenbestimmungen: 

A. Herr_ichtung des Bohrplatzes Und Durchführung der Bohrarbeiten 

A.1. Vor Beginn der Arbeiten 

A.1.1. Sicherheitsleistun emäß 56 Abs. 2 88er 

Dem Bergamt Südbayern ist vor Beginn der Arbeiten eine Sicherheitsleistung nachzue 
weisen, die geeignet ist, eine Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in dem nach den 

Umständen gebotenen Ausmaß im Sinne von 5 55 Abs. 1 BBergG zum Zeitpunkt der 

Einstellung des Betriebs durchzuführen. Die Höhe der Sicherheitsleistung richtet sich 

nach den durch die Unternehmerin ermittelten Kosten für die Verfüllung der Bohrungen 

und den Rückbau des Platzes. Die Kostenermittluhg ist dem Bergamt vordem Nachweis 
der Sicherheitsleistung zur Plausibilitätsprüfung vorzulegen. 

Nachweis über die Absicherun von Ber schäden emäß 56 Abs. 3 88er G 

Vier Wochen vor Beginn der Arbeiten ist dem Bergamt ein Nachweis über die Absiche- 

rung von Bergschäden, z.B. in Form einer Mitgliedschaft in einer Bergschadensausfall- 

kasse nach 5 122 Abs. 1 BBergG, einer privaten Bergschadensausfallkasse oder in 

Form einer Kommunal oder Haftpflichtversicherung, vorzulegen. 

Seismisches Monitoring 

Vor Beginn der Arbeiten sind zur Überwachung von fluidinduzierten mikroseismischen 
Aktivitäten im Umfeld der Anlage in Abstimmung mit dem „Erdbebendienst Bayern“ 

Messstationen zu installieren und in das bestehende Messnetz zu integrieren (siehe 

Hinweise). Die Messdaten sind digital aufzuzeichnen und dem „Erdbebendienst Bayern“, 

in geeigneter Weise zur Verfügung zu stellen. Die gewonnenen Ergebnisse sind dem 

Bergamt in einem Jahresbericht vorzulegen. Bei registrierten sei'smischen Ereignissen 

(>1,5) sind das Bergamt Südbayern und der „Erdbebendienst Bayern“ umgehend per E- 

Mail in Kenntnis zu setzen. 

A.2. Allgemeine Bestimmungen 

' A.2.1. Das Vorhaben ist entsprechend den vorgelegten Betriebsplänunterlagen durchzuführen, 

soweit nicht nachstehend etwas anderes bestimmt ist. Änderungen oder Abweichungen 

vom Betriebsplaninhalt sinddem Bergamt rechtzeitig vorher anzuzeigen und ggf durch 

dieses zu ggenehmien. Der Hauptbetriebsplan dient dem Zweck der Herstellung eines 
Sammelbohrplatzes (mit bis zu vier Bohrkellern) und des Abteufens von bis zu vier Tief- 
bohrungen und einem Brauchwasserbrunnen. 
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Es ist ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument zu erstellen, zu pflegen und im 

Betrieb zurjederzeitigen Einsichtnahme des Bergamts bereitzuhalten (55 2, 3 ABBergV). 

. Bei Arbeiten mit erheblichen Gefahren sind zusätzliche Vorkehrungen und Schutzmaß- 
nahmen zu ergreifen (55 10, 11 ABBergV). ' 

Mit der örtlichen Feuerwehr ist vor Errichtung der Bohranlage eine Abstimmung über alle 
Details (z.B. Löschwasserversorgung, Zufahrt etc.) vorzunehmen, die für die Durchfüh- 

rung eventueller Lösch- und Rettungsarbeiten von Belang sind. ' 

Die Betriebsanlagen sind gegen unbefugtes Betreten zu sichern. Eine denBayBergV 

entsprechende Beschilderung ist vorzusehen. Die im Bauzaun vorgesehenen Fluchttü- 

ren müssen vom Bohrplatz ausjederzelt zu öffnen sein. Die Fluchtwege sind zu kenn- 

zeichnen. 

Die Herstellung des Bohrplatzes und die zu diesem Zweck notwendigen Arbeiten sind 

von einer verantwortlichen Person im Sinne der 55 58 ff. BBergG fortlaufend zu beglei— 
ten. Die Person ist dem Bergamt unter Vorlage des Fachkundenachweises namhaft zu - 

machen. 

Bei der Durchführung der Bauarbeiten ist Vorsorge zu treffen, dass durch den Betrieb 

von Baufahrzeugen oder sonstigen Geräten keine Flächen über die dargestellte Be- 

triebsfläche hinaus bes'chädigt, zerstört, abgegraben oder in sonstiger Form beeinträch- 
tigt werden. 

Der Beginn derjeweiligen Arbeiten (Abtrag Oberboden, Erkundungsbohrung, Beginn 

Bohrplatzbau etc.) sind dem BergamtSüdbayern (ber amt re -ob.ba ern.de) jeweils 

anzuzeigen. 

Der Wasserversorger des Gewinnungsgebiets Dachau-Ost (Stadtwerke Dachau) ist, 

mindestens acht Wochen vor Beginn der Bauarbeiten nachweißlich über das Vorhaben 
zu informieren. 

Über die spätere Gestaltungdes Bohrplatzes (Verkleinerung für den Förderbetrieb oder 

Rückbau bei Nichtfündigkeit) ist dem Bergamt Südbayern zu gegebener Zeit ein Sonder- 
betriebsplan vorzulegen. Auf Grundlage einer aktualisierten landschaftsökologischen Be- 

trachtung ist der zu diesem Zeitpunkt tatsächlich benötigte naturschutzfachliche Aus- 
gleich zu ermitteln. Die daraus resultierenden Ausgleichsmäßnahmen sind dem Bergamt 

Südbayern vorzulegen. 

A.3. Herrichtungl des Bohrplatzes für bis zu vier Bohrungen 

A.3.1.‘ Für den Bau der Bohrkeller ist zusätzlich ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis für ‚ 

eine Bauwasserhaltung und das Einbringen von Stoffen ins Grundwasser zu stellen. 
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Der Ausgangszustand des Geländes ist vor Baubeginnhach Lage und Höhe exakt ein- 
zumessen und ein Lageplan (Maßstab 1:500) zu erstellen. 

Bodenaushub ist soweit möglich vor-Ort einer Verwendung zuzuführen. Dabei ist der ' 

hochwertige Oberboden ausschließlich fürdie Rekultivierung oder Bodenverbesserung 

der nicht überbauten Flächen zu verwenden. 

Vom Baugrundstück abzutransportierender Bodenaushub ist einer geordneten Verwer- 

tung bzw. Entsorgung zuzuführen. 

Die Bauarbeiten zur Herrichtung des Bohrplatzes dürfen nur an Werktagen in der Zeit 

‘ zwischen 7.00 und 20.00 Uhr durchgeführt werden. Zur Begrenzung der Lärmemissio- 

nen durch die Bauarbeiten sind die Bestimmungen der 32. BImSchV (Geräte-“und Ma— 

schinenlärmschutzvérordnung) heranzuziehen. 

Es dürfen keine Flächen außerhalb der festgelegten Baufelder in Anspruch genommen 
werden. 

Für Bodenmaterial und Baumaterial / Baustoffe sind getrennte Lagerplätze auszuweisen. 

Die Bohrplatzzufahrt und insbesondere die Einmündung in den Bereich öffentlicher Stra- 

ßen sind regelmäßig zu reinigen, dies gilt insbesondere für die Phase des Bohrplatz-. 

haus. 

Es ist ein geotechnisches Gutachten erstellen zu lassen und die darin festgelegten Maß- 

nahme zur Gründung des Bohrplatzes und der Verkehrsflächen sind umzusetzen. Das 

Gutachten ist dem Bergamt Südbayern vorzulegen und der ausführenden Baufirma 
nachweislich zu Verfügung zu stellen. 

. Sollten während der Platzbauarbeiten Bodenverunreinigungen angetroffen werden, ist 

unverzüglich das Bergamt Südbayern und das Landratsamt Dachau (Sachgebiet 61) zu 

verständigen und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

. Auf dem Bohrplatz sind ausreichend Parkplätze für Bohrmannschaft, Servicefirmen und 

Besucher vdrzusehen, ebenso Warte- / Haltezonen für den Lieferverkehr. 

. Der Zutritt bzw. die Zufahrt auf den Bohrplatz ist im Bereich des Einfahrtstores zu über- 

wachen und darf erst nach erfolgter Sicherheitsunterweisung freigegeben werden. Die 

Unterweisungfremdsprachiger Mitarbeiter (auch von Servicefirmen) ist sicherzustellen. 

Die erfolgte Untemeisung ist zu dokumentieren. ‘ 

. Die Statik für die Errichtung der Fundamente und Gründung der zum Einsatz kommen- 
den Bohranlage ist durch einen vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft,. Lan- 

desentwicklung und Energie anerkannten Prüfstatiker prüfen zu lassen (5 34 BayBergV). 
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Der Statiker hat die Arbeiten zu begleiten und nach Abschluss schriftlich zu bestätigen, 

dass die Ausführung entsprechend seiner Vorgaben erfolgte. 

Bei der Errichtung der Fundamente ist die Beschaffenheit und Tragfähigkeit des Bau- 
grunds zu prüfen, so dass die der statischen Berechnung zugrundeliegende Bodenpres- 

sung mit Sicherheit aufgenommen werden kann. Das Ergebnis ist dem Bergamt auf Ver- ' 

lange vorzulegen. ' 

Der innere Bereich und sämtliche Fugen des-Bohrplatzes sind dicht und medienbestän- 

dig herzustellen und vom äußeren Bereich so zu trennen, dass durch eine umlaufende 

Abgrenzung die Wässer des inneren Bereiches zurückgehalten werden und ein Überlau- 
fen kontaminierter Flüssigkeiten in den Umfahrungsbereich ausgeschlossen ist. Eine 

Aufkantung zwischen innerem und äußerem Bereich muss so ausgeführt werden, dass 

' sie nicht durch das Überfahren von Fahrzeugen (z.B. Staplerverkehr) zerstört werden 

kann. Beschädigungen während des Betriebs sind unverzüglich auszubessern. 

. Leitungsdurchstiche durch die Asphaltflächedes inneren Bereichs sind medien- und säu- 

rebeständig abzudichten. 

. Bodeneinläufe / Leerrohre, Ableitung aus der Linienentwässerung im inneren Bereich 

dürfen_nicht im Ex-Bereich der Bohr- oder Tankanlage liegen (Verschleppen des Ex- 
Bereichs). 

. Die Abwasserleitungen und die Sammelbehälter sind entsprechend ihrer Beanspruchung 

medienbeständig herzustellen und auf ihre Dichtheit nach DIN 1610 zu überprüfen. Die 

Pyrüfprotokolle hierzu sind dem Bergamt bei dem gemeinsamen Termin (nach Ziffer 

A.3.28) vorzulegen. 

. Die Lagerung wassergefährdender Stoffe, insbesondere von Treibstoffen und Ölen, auf 

dem Gelände zum Bau des Bohrplatzes ist verboten. Während des Platzbaus darf der 
Untergrund nicht durch Treibstoffe und Öle von Baumascihinen, Fahrzeugen usw. oder 

durch sonstige wassergefährdénde Stoffe verunreinigt werden. Bei Unfällen mit wasser- 

gefährdenden Stoffen ist das Bergamt Südbayern sowie die Untere Wasserbehörde am 

Landratsamt Dachau unverzüglich zu verständigen. 

. Anschlüsse an den Potentialausgleich sind eb'enerdig / unterirdisch (Erdungsfestpunkte) 

auszuführen. 

. Der Potentialausgleich ist von einer sachkundigen Person nach Fertigstellung des Bohr- 

platzes prüfenzu lassen. Die Prüfbestätigung ist dem Bergamt bei dem gemeinsamen 

Termin (nach Ziffer A.3.28) des Bohrplatzes vorzulegen. 



Bescheid des Ber amtes Südba em Az. 26.3909.074-H-0375 vom 19.06.2026 Seite -7- 

. Bei staubintensiven Arbeiten mit Maschinen und Geräten zur mechanischen Bearbeitung 
von Baustoffen (wie z.B. Trennscheiben, Schleifmaschinen) sind staubmindernde Maß- 
nahmen (wie z.B. Benetzen, Erfassen, Absaugen, Staubabscheiden) zu treffen. 

. Für Betankungsvorgänge von Maschinen (Gabelstapler, Hebebühnen etc.) ist im inneren 

Bereich des Bohrplatzes ein Betankungsbereich auszuweisen. Dieser ist derart auszu- 

gestalten, dass sich das zu betankende Fahrzeug komplett im inneren Bereich befindet. 

.Öl-Bindemittel sind stets in ausreichender Menge bereit zu halten. 

. Tanks für wassergefährdende Stoffe müssen den Anf0rderungen der AWSV entsprechen 

(doppelwandig, Leckageanzeige etc.). Die Befüllfläche dieser Tanks muss mediendicht 

mit ausreichendem Auffangraum ausgeführt werden. 

. Treibstofftanks an Geräten sind so abzusichern, dass während der Stillstandszeiten, 

nachts und am Wochenende von Dritten kein Missbrauch und damit keine Bodenverun- 

' reinigung erfolgen kann. Bei längerem Gerätestillstand (mehr als vier Tage) sind Tanks 

' zu entleeren. 

. Die Aufstellung des Bohrgeräts hat auf befestigten /tragfähigen Flächen zu erfolgen. 

. Vor Inbetriebnahme des Bohrplatzes ist die Umsetzung der vom Sachverständigen nach 

AWSV in der gutachterlichen Stellungnahme (Anlage 11 des Antrags) geforderten Maß- 

nahmen nachzuweisen bzw. bestätigen zu lassen. 

. Nach Fertigstellung der Baumaßnahme und vor Aufbau einer Bohranlage ist eine ge- 

meinsame Befahrung mit Vertretern der Geothermie Karlsfeld GmbH als dem Betreiber, 
dem Bohrunternehmer und dem Bergamt Südbayern durchzuführen.— 

A.4. Abteufen der Standrohrbohrungen 

A.4.1. Der Bohrbeginn der Standrohre ist dem Bergamt Südbayern und dem Wasserwirt- 

schaftsamt München eine Woche vor Beginn anzuzeigen. 

Die Standrohre sind mind. 10 m in einen Grundwasserstauer in ca. 58 m Tiefe dicht ein- 

zubinden. Dabei ist sicherzustellen, dass keine Verbindung zwischen den Grundwasser- 

horizonten erzeugt wird. Die Dichtigkeit der Zementation ist nachzuweisen. Das Unter- 
spülen der Fundamente ist durch Anbindung der Standrohre an die Bohrkellerkonstrukti- 

on auszuschließen. 

Die Standrohrbohrungen sind geologisch zu begleiten. Die genaue Absetzteufe (nach 

Ziffer A.4.2) ist von der geologischen Begleitung mit dem Wassemirtschaftsamt Mün- 

chen abzustimmen. 

Die Bescheinigung nach DVGW W 120 der Bohrfirma für die Standrohrbohrungen ist 
dem Bergamt vor Bohrbeginn vorzulegen. ’ 
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A.5. ‘ Abteufen eines Brauchwasserbrunnens 

A.5.1. Die Bohrung des Brauchwasserbrunnens ist geologisch zu begleiten und entsprechend 

zu dokumentieren. 

Die Dokumentation ist dem Bergamt und dem Wassemrirtschaftsamt München spätes- 

tens acht Wochen nach Beendigung der Bohrung unaufgefordert vorzulegen. 

Niederschlagswasser- I Abwasserbeseitigung (innerer Bereich) 

Das Niederschlagswasser aus dem inneren Bereich des Bohrpiatzes ist nach Vorreini- 

gung in einem Wasserrückhaltebecken (z.B. Stapeltanks) zu sammeln und von dort nach 

jedem Regenereignis, spätestens vor einer Vollfüllung des Beckens, zur ordnungsgemä- 

ßen Entsorgung mit entsprechenden Tankfahrzeugen abzufahren oder bei entsprechend 

nachgewiesener Qualität in die Schmutzwasserkanalisation abzuleiten. 

Die Dimensionierung und Anzahl der Abläufe / Bodeneinläufe der Entwässerung ist auf 

die maximal zu emartende Ableitmenge an Regenwasser auszulegen, sodass ein Rück- 
stau vermieden wird. 

Der abgesetzte Schlamm in Wasserrückhalteeinrichtungen (Stapeltanks, Bohrkeller etc.) 

des inneren Bereichs und ggf. angesammelte Leichtflüssigkeiten sind von einer zertifi- 

zierten Fachfirma gesondert zu entsorgen. Die Nachweise hierzu sind aufzubewahren 

und dem Bergamt auf Verlangen vorzulegen. 

Anlagen und Bereiche, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, 
müssen von einer anerkannten Fachfirma (WHO-Zulassung) errichtet werden. Die ent- 

sprechenden Nachweise sind dem Bergamt bei dem gemeinsamen Termin (nach Ziffer 

A.3.28)vorzulegen. 

Testwasserbecken ' 

Das Testwasserbecken für die hydraulischen Tests ist doppelwandig mit Leckageüber- 

wachung auszuführen. Das System ist dem Bergamt zu beschreiben. 

Sollte eine Leckage festgestellt werden, ist der hydraulische Test unverzüglich zu unter- 
brechen und das Becken ist zu entleeren. 

Der Nachweis für einen ordnungsgemäßen, fachgerechten Entsorgungsweg der ersten 

1.500 m3 Testwässer (first flush) ist dem Bergamt mit dem Sonderbetriebsplan für den 

Betrieb der Bohranlage, spätestens mit dem Sonderbetriebsplan für die lPS-Arbeiten, 

vorzulegen. 
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Bohranlage / Bohren 

Das Abteufen der vier Bohrungen „Karlsfeld GT1 — GT4“ ist mit diesem Bescheid geneh- 

migt. Die technischen Details für die Aufstellung und den Betrieb der Bohranlage sowie 

das Bohrprogramm sind in einem rechtzeitig vorzulegendem Sonderbetriebsplan zu erläu- 

tern. ‘ 

Der Sonderbetriebsplan muss mindestens folgende Unterlagen enthalten: 

. Prüfbericht des anerkannten Sachverständigen (& 35 BayBergV) über die Untersu- 

chung der Bohranlage (Tragwerk und maschinentechnische Einrichtung) 

Geologisches Arbeits— / Bohrprogramm (Bohrungsstammdatenblatt) 

Angaben zum Bohrlochausbaumit Berechnungsnächweis 

Aktueller Aufstellungsplan mit Umsturzbereich 

Fluchtwegeplan mit Erste-Hilfe-Einrichtungen 
Alarm—, Brand- und Ex-Schutzplan 

Angaben zur eingesetzten Bohrlochabsperreinrichtung (Schließanlage, BOP, Drilling 

Diverter etc.) ' ' 

‚Angaben der tatsächlich zum Einsatz kommenden Zemente und Spülungen 

Angaben zur Lagermenge, Wassergefährdungsklasse und Umgang mit wasserge- 

fährdenden Stoffen nebst Einordnung nach AWSV 

. Prüfbericht eines Sachverständigen nach AWSV für die Anlage 

. Schalltechnische Prognose für den Bohrbetrieb durch einen zertifizierten Gutachter 

o_ Entsorgungskonzept für die anfallenden Abfälle 

In jeder Betriebssituation, auch beim Auf- und Abbau, müssen die Rettungswege, auch 

für Fahrzeuge, jederzeit freigehalten werden. Die Umfahrung der Bohranlage muss stets 

gewährleistet sein. Eine Notbeleuchtung ist in Sicherheitsbereichen zu installieren (z.B. 

Bohrkeller, Treppen, Fahrstand usw.). Die Bohranlage ist so zu errichten, dass - von je- 

dem Arbeitsplatz aus - vérunglücktes Personal mittels Rettungstrage über genügend 

breite Fluchtwege gerettet und abtransportiert werden kann. 

Das Abteufen hat grundsätzlich mit einem PreVenter zu erfolgen. Ausnahmen hiervon 

sind nur nach zustimmung des Bergamts zulässig. 

Die Auslegung der Rohrtouren muss dem „WEG Leitfaden Futterrohrberechnung“ (Stand 

06/06) des BVEG und vorzugsweise NZS 2403:2015 entsprechen und die dort festgeleg- 
ten Kriterien für Axial-‚ Kollaps und Burstbelastungen erfüllen. Die Einhaltung dieser Kri- . 
terien ist dem Bergamt vor Bohrbeginn nachzuweisen. 
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A.8.5. Das Design des Bohrlochausbaus ist so zu gestalten, dass potenziell gasführende Hori- 
zonte vor Erreichen des Malms mittels Zwischenrohrtour abgesperrt werden. Die Ring- 

räume in Gas führenden Formationen sind mit gasdichtem Zement zu zementieren. 

B_. Wasserrechtliche Erlaubnisse 

B.1. Beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis zum Einbringen von Bohrspülungen und . 
Zementen im Zuge des Abteufens der Bohrungen Karlsfeld GT1 — GT4 

Gegenstand der Erlaubnis 

Hiermit wird der Geothermie Karlsfeld GmbH die stets widerrufliche, beschränkte, wasser- 

rechtliche Erlaubnis nach 55 8 und 10 WHG iVm. Art. 15 BayWG zum Einbringen von 

Bohrspülung mit den genehmigten Zusätzen sowie das Einbringen von Zementen mit den 

genehmigten Zusätzen im Rahmen des Abteufens der Bohrungen „Karlsfeld GT1 — GT “ 
Und dem Brauchwasserbrunnen erteilt. 

. Der Erfolg der Zementation sowie der fachgerechte Einbau der Verrohrung sind mittels 

geeigneter Messungen (z. B. Druckprüfungen) und bohrlöchgeophysikalischer Untersu- 

chungen nachzuweisen. Die. Wirksamkeit der eingebauten Dichtstrecken (Homogenität 

und Dichtheit der Zementation und Verrohrungen) sind zu dokumentieren und im Hin- 
blick auf ihre Qualität und Barrierewirkung zu bewerten. 

Zur Herstellung der Bohrspüluhgen ist die Verwendung von Oberflächenwasser nicht 

zulässig, es darf ausschließlich unbelastetes Grundwasser oder Trinkwasser vewvendet 
werden. 

Es dürfen nur Spülungszusätze vewvendet werden, welche vom Bayerischen Landesamt 

für Umwelt auf Unbedenklichkeit geprüft wurden oder die den Anf0rderungen des 

DVGW-Merkblatts W 116 oder gleichwertigen Anforderungen entsprechen. ‚ 

Die eingesetzten Zemente müssen in ausgehärtetem Zustand gegenüber Angriffen 

durch Inhaltsstoffe des Grundwassers (inkl. „Lagerstätten-_ b2w. Formationswasser") be- 

ständig sein. Je nach örtlichen Gegebenheiten können die Inhaltsstoffe des Grundwas- 

sers variieren. ' 

Bei der Vemréndung von Zementprodukten muss in den Antragsunterlagen ein Vemeis 

auf die Einhaltung der Normen DIN EN 197-1 (Normalzemente) bzw. DIN EN 197-1 zu- 
züglich DIN 1164 (Zemente mit besonderenEigenschaften) enthalten sein. Ersatzweise 

kann eine entsprechende bauaufsichtliche Zulassung vorgelegt werden oder auf die Ein- 

haltung der für den Tiefbohrbereich gültigen API Spezifikation 10A (25. Ausgabe, in Kraft 

getreten am 01.03.2019) verwiesen werden. Die Zemente und Zubereitungen, die Ze- 

ment enthalten, müssen chromatarm sein, d.h. dass in der nach Wasserzugabe ge- 
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brauchsfertigen Form der Gehalt an wasserlöslichem Chrom VI maximal 2 mg pro kg 
Trockenmasse des Zements betragen darf. Zusätzlich muss der Nachweis der Unbe- 
denklichkeit der chromatarmen Zemente und Zubereitungen hinsichtlich der Elution von 

Chromat im Hinblick auf das Grundwasser dadurch erbracht werden, dass im Über- 

‘ standswasser des frischen Zementbaustoffs ein Gehalt an wasserlöslichem Chromat von 

20 ug/l nicht überschritten wird. ' > 

In dem Fall, dass vom Bayerischen Landesamt für umwelt noch nicht bewertete Stoffe 
für die Bohrspülung oder Zementation eingesetzt werden sollen, ist die Antragstellerin 
dazu verpflichtet, das Bergamt Südbayern vorher darüber in Kenntnis zu setzen. Anga- 

ben zu Art. Menge, Mischungsverhältnissen der eingesetzten Einzelstoffésind zur Beur- 

teilung vorzulegen (siehe hierzu_Vorlage „Stoffe für Spülung und Zementation“). Der Ein- 

- satz der Stoffe ist erst nach Freigabe durch das Bergamt zulässig. 

Zur stofflichen Beurteilung durch das Landesamt für Umwelt der zum Einsatz kommen- 

den Einzelstoffe, die in der Bohrspülung und den Zementen vemendet werden, isind 
rechtzeitig vorab Angaben zur Art, zur Einsatzkonzentration in der_Spülung bzw. in der 

Zementbrühe und zur absoluten Stoffmenge erforderlich ‘Die Art eines Stoffesdefiniert 

sich durch den genauen chemischen Namen sowie ggf. die CAS-Nummer. Die Stoffe 
l l  " sind entsprechend dem Formblatt „Stoffe für Spülung und Zementation vollständig an- 

zugeben. 

Nach Fertigstellung der Bohrungen (Karlsfeld GT1 — GT4) ist dem Bergamt Südbayern, 

ein Bericht (3-fach) über die geologischen Verhältnisse einschließlich der Ergebnisse der 

Untersuchungen und Messungen bezüglich der 

. _lntegrität der Bohrungen 

- Dichtheit und Hdmogenität der Zementation ' 

unaufgefordert einzureichen. Dem Bericht ist ein Konzept zur Übenrvachung der Lang- 
zeitstabilität (lntegrität) der Bohrungen beizufügen. 

Wasserrechtliche Erlaubnis zur_Einleitung von Malm-Tiefenwässern in den Krebs- 

bach 

Gegenstand der Erlaubnis 

Hiermit wird der Geothermie Karlsfeld GmbH die stets widerrufliche, beschränkte, wasser- ' 

rechtliche Erlaubnis nach 55 8 und 10 WHG'i.V.m. Art. 15 BayWG zur Einleitung gesam-V 

melter Abwässer in den Krebsbach im Rahmen der Testarbeiten der Bohrungen „Karlsfeld 

‘ GT1 - GT " erteilt. ' 
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8.2.1. Zweck der Benutzung 

Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung von anfallenden Malm- 

Tiefenwässern aus der Durchführung von Pumpversuchen in den Tiefenbohrungen 

Karlsfeld GT1 — GT4.näch Abkühlung in vier Testwasserbecken. 

Plan 

Der Benutzung liegen die folgenden Antragsunterlagén, erstellt durch die opportunities‘& 

friends GMbH vom 20.10.2025 und 19.01.2026, zugrunde ' 

. Haüptbetriebsplanantrag vom 20.10.2025 

_ . Anlage 14: Konzept zum Umgang mit Thermalwässern aus Pumpversuchen 

. Anlage 15: Entwässerungskonzept Betriebsplatz 

Danach wird folgendes Abwassereingeleitet: 

In Testwasserbecken thermisch behandel- 
_ Krebsbach 0,070 _ 

tes Abwasser aus Pumpversuchen - 

8.2.3. Beschreibung der Anlage 

Die Anlage besteht aus folgenden Entwässerungssystemen: 

_ Kein direkter Abfluss in ein 
Auffangbecken für first flush 1.500 m3 . ' 

- ' Gewässer 

Vier Testwasserbecken Je 1.500 m3 Abfluss: insg. bis zu 10 Vs 

Das Thermalwasser der Pumpversuche wird in den Testwasserbecken zwischengela- 

gert. Nach Durchführung einer Schnellanalytik und Abkühlung des Thermälwassers wird 
“dieses über eine dauerhafte unterirdische Leitung (DN 125) in den Krebsbach eingelei- 

_ tet. 

. Für die Aufnahme der erstenMenge Thermalwasser (first flush) wird ein separates mobi- 

les Becken vorgehalten. Dieses Wasser wird über Tankwagen entsorgt und ist nicht Be- 

standteil der Genehmigung. ' 

Dauer der Erlaubnis 

Die wasserrechtliche Erlaubnis ist an eine gültige bergrechtliche Hauptbetriebsplanzu- 

lassung gebunden.‘ 

Die beschränkte Erlaubnis wird bis zum 31.12.2027 erteilt. Sie erlischt vorher auf Wider- 

ruf gem. 5 18 Abs. 1 WHG oder bei Beendigung der Bergaufsicht. 
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Inhalts- und Nebenbestimmungen 

Für die Einleitung des Thermalwassers sind die einschlägigen Anforderungen der Ab- 
wasserverordnung (Aw) einzuhalten. Die hiernach bestehenden Rechte, Verpflichtun- 

gen und Vorbehalte sind in den folgenden Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht ent- 
haüen. 

8.2.5.1. Auflagen für die Abwassereinleitung 

8.2.5.1.1. Anforderungen an die Abwassereinleitung 

Das Abwasser darf außer den nachfolgend genannten Stoffen keine weiteren für das 

Gewässer schädlichen Konzentrationen an Stoffen aufweisen. 

B.2.5.1.1.1. Anforderungen an das Einleiten von Abwasser 

Das eingeleitete Abwasser muss folgende Anforderungen erfüllen: 

Folgende Werte dürfen nicht überschritten werden: 

Der Abwasservolumenstrom ist so stark zu re- 
duzieren, dass die Temperaturspreizung (zwi- 

Abwasservolümenstrom schen oberhalb uhdunterhalb der Einleitung) 

nicht mehr als 2 K beträgt. } 

Max. Abwasservolumenstrom: 10 

pH—Wert Zwischen6‚5 und 9,0 

Folgende Übemachungswerteflsind einzuhalten: 

Chemischer Sauerstoffbedarf (OSB) . Qualifizierte Stichprobe 

Sulfid, leicht freisetzbar . Quahfimerte Stichprobe. 
Adsorbierbare organrsch gebundene 
Halogene (AOX) 

Qualifimerte Stichprobe 

Mineralölkohlenwasserstoffe ‘ Qualifizierte Stichprobe 2 

Die Einhaltung der Anforderungen erfolgt an der Übemachungsstelle (Ablauf der 
Testwasserbecken) 
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, B.2.5.1.1.2. Anforderungen an die Gewässertemgeratur V ‘ > ' 

Die Gewässertemperatur darf unter der Annahme einer vollständigen Durchmi- 

schung mit dern eingeleiteten Pumpversuchsabwasser vor der Saubachmündung 

einen Wert von 23 °C im Sommer (April -— November) sowie 10 °C im Winter (De- 

zember - März) nicht überschreiten. Werden diese Temperaturen schon am Mess- 

punkt vor der Einleitung erreicht, ist eine Einleitung von wärmerem Abwasser nicht 

erlaubt. Die genaue Situierung dieses Messpunkts ist mit dem Wassemirtschafts- - 
' amt München abzustimmen. 

B.2.5.1.1.3. Anforderungen an die Gewässeraufwärmsganne 

Die Aufwärmespanne des Gewässers darf unter der Annahme einer vollständigen 

Durmischung mit dem eingeleiteten Pümpversuchswasser vor der Saubachmün- 

dung einen Wert von 2 K nicht überschreiten. Die genaue Situierung des Mess- 

punkts ist mit dem WasseMirtschaftsamt München abzustimmen. 

B.2.5.1.2. Probenahmeart und Probenvorbehandlung 

IB.2.5.1.2.1. Probenahmeart 

Die Probenahmen richtet sich nach der Tabelle 2 (Übemrachungswerte) unter Ziffer 

B.2.5.1.1.1. 

Für Parameter mit gleicher Probenahmeart kann eine gemeinsame Probe entnom- 

men werden, die vor der Aufteilung in Analyseproben entsprechend DIN-38402-A30 

zu homogenisieren sind. 

Davon ausgenommen sind folgende Parameter, für die jeweils eine eigene Origi- 

nalprobe zu entnehmen ist: 

. ' AOX 

. Sulfid, leicht freisetzbar 

B.2.5.1.2.2. Probenvorbehandlung 

Für die Analyse von AOX ist die nicht abgesetzte Originalprobe entsprechend DIN- 

38402-A30 zu homogenisieren; in Anwesenheit leichtflüchtiger Stoffe ist im ge- 

schlossenen Gefäß und kühl zu homogenisieren. 

Für die Analyse von Sulfid,_leicht freisetzbar ist die nicht abgesetzte Originalprobe 

ohne Homogenisierung einzusetzen. 

Ansonsten richtet sich die Probenvorbehandlung nach den Vorschriften der unter 

Ziffer B.2.5.1.3 genannten Analysen und Messverfahren. 
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‘ B.2.5.1.3. Analysen- und Messverfahren 

Die Überwachungswerte sind nach der in Anlage 1 zu 5 4 Aw in derjeweils gülti- 
gen Fassung genannten Analysen- und Messverfahren zu analysieren. Es dürfen 

auch Analysen- und Messverfahren angewendet werden, die das Bayerisches 

Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz in einer im Allgemeinen Minis- 

1 terialblatt veröffentlichten Bekanntmachung als gleichwertig anerkannthat. 

B.2.5.1.4. 

B.2.5.1.4.1 . 

, B.2.5.1.4.2. 

B.2.5.1.4.3. 

82.515. 

82.51.51 . 

8.2.5152. 

Einhaltungen der Anforderungen 

Re elun em. 6Abs .  1 Aw  

. Ist ein in 8.2.5.1 festgesetzter einzuhaltender Überwachungswert nach dem Ergeb- 

nis einer Überprüfung im Rahmen der staatlichen Übemachung nicht eingehalten, 

gilt er dennoch als eingehalten, wenn die Ergebnisse dieser und der vier vorausge- 

gangenen staatlichen Überprüfungen in vier Fällen den jeweils maßgebenden Wert 
nicht überschreiten und kein Ergebnis den Wert um mehr als 100 Prozent über- 

’ steigt. Überprüfungen, die länger als drei Jahre zurückliegen, bleiben Unberücksich- 

tigt. 

Re elun em. 6Abs.  2AbWV 

Für die Einhaltung eines in 8.2.5.1 festgesetzten Wertes ist die Zahl der in der Ver- 

fahrensvorschrift genannten signifikanten Stellen des zugehörigen Messverfahrens 

zur Bestimmung des-jeweiligen Rarameters gemäß der Anlage 1 zu 5 4 Aw 

(Analysen- und Messverfahren) maßgeblich. 

Reggelun egm. 5 6 Abs. 3 Aw 

Ein in B.2.5.1.1.1 festgesetzter Wert für den Chemischen Sauerstoffbedarf (OSB) 

gilt unter Beachtung der Regelung unter B.2.5.1.1.1 auch als eingehalten, wenn der 
vierfache Wert des gesamten organisch gebundenen Kohlenstoffs (TOC), bestimmt 

in Milligrammje Liter, diesen Wert nicht überschreitet. 

Allgemeine Anforderungen 

Anforderungen gem. 5 3 Abs. 2 A w  

Die in 8.2.5.1 festgesetzten Anforderungen dürfen nicht durch Verfahren erreicht 

werden, bei denen Umweltbelastungen in andere Umweltmedien wie Luft oder Bo- 

den entgegen dem Stand der Technik verlagert werden. 

Anforderu'n en em. 3Abs. 3 A w  

Als Konzentrationswérte in 8.2.5.1 festgelegte Anforderungen dürfen nicht entge- 

gen dem Stand der Technik durch Verdünnung erreicht werden. * 
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8.2.5.2. Auflagen für Errichtung Betrieb und Unterhaltung der Abwasseranlagen 

B.2.5.2.1. Bauausführung 

B.2.5.2.1.1. Dichte Ausführung 

Die gesamte Pumpversuchsabwasserableitungsanlagen sowie die Testwasserbe- 

cken sind dicht (vgl. Ziffer A.7.1) auszuführen. 

B.2.5.2.12 Probenahmeeinrichtungen 

Im Einvernehmen mit dem Wassehn1irtschaftsamt München sind die für die behörd- 

liche Übewvachung erforderlichen Probenahmemöglichkeiten und Messanschlüsse 
herzustellen. ' 

B.2.5.2.1.3. Bauabnahme 

Mit Baubeginn ist ein Privater Sachverständiger im Sinne des Art. 65 BayWG für 

die Abnahme des genehmigten Gewässerausbaus zu beauftragen. Er ist baubé- 
gleitend über wesentliche Baufortschritte zu unterrichten. Nach Fertigstellung ist ein 

Abnahmeprotokoll zu fertigen und dem Bergamt mit Angaben zu folgenden Punkten 

zu übergeben: 

. Herstellung der Anlagénteile entsprechend Planung und allgemein anerkannten 

Regeln der Technik ‘ . 

- Bestätigung im Bauabnahmeprotokoll, dass geeignete Maßnahmen ergriffen 

wurden um die Einleitmenge so stark (max. 10 Vs; T-Spreizung max. 2 K; keine 

Einleitung bei hohen Gewässertemperaturen) “zu reduzieren, dass die in Ziffer 

B.2.5.1.1 genannten Anforderungen eingehalten werden können 

. ggf. Abweichungen von der Planung 

. Bestandspläne in digitaler Form mit tatsächlicher Bauausführung 

B.2.5.2.2. Betriebliche Auflagen 

B.2.5.2.2.1. Abwassersammlung und -zwischensgeicherung und -ableitung 

Das Malm-Tiefenwasser aus den Pumpversuchen (außer dem first flush) ist den 

Testwasserbecken zuzuführen und dort zu behandeln. 

Es sind vier Abwasserspeicherbecken (Testwasserbecken) mit jeweils 1.500 m3 zu 

errichten, die nacheinander zu befüllen sind. 

Im Zulauf zum Becken sind die unter Ziffer B.2.5.3.1.1 aufgeführten Analysen 

durchzuführen. Das jeweilige Becken darf erst dann in den Krebs'bach entleert wer- 

den, wenn anhand der Ergebnisse der Zulaufbeprobungen sichergestellt ist, dass 

die Gehalte bei den Parametern unter den unter B.2.5.1.1.1 festgelegten Werten 

‘ liegen und die Gehalte an PAK unproblematisch sind. 
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Wenn anhand der Ergebnisse_der Zulaufbeprobungen festzustellen ist, dass die 

Gehalte bei den Übewvachungsparametern über den festgelegten Werten liegen 

und die Gehalte an PAK problematisch sind, dann ist das weitere Vorgehen mit 
dem Wassewvirtschaftsamt abzustimmen. 

8.2.5222. Personal ' 

Für den Betrieb, die Übewvachung und die Unterhaltung der Abwasseranlage ist 
ausgebildetes und zuverlässiges Personal einzusetzen. 

Während der Pumpversuche muss ständig fachküridiges Personal vor Ort anwe- 
send sein. 

82.52.23. Geräte 

Die für den Betrieb, die Überwachung und Unterhaltung der Abwasseranlage erfor- ' 

derlichen Geräte sind bereit zu halten. 

B.2.5.2.2.4. Gewässerschutzbeauftragter 

Die Karlsfeld NordGmbH hat eine Gewässerschutzbeauftragten zu bestellen und 

diesen dem Bergamt Südbayern und dem WassemirtschaftsamtMünchen unter 

' _ Angabe der Kontaktdaten zu benennen. 

8.2.5.3. Auflagen für die Eiggenüberwachun 

B.2.5.3.1. Analysen des Pumpversuchsabwassers 

B.2.5.3.1.1. Ubemachung hinsichtlich Auftreten von Schadstoffen 

Es sind im Zulauf zum Testwasserbecken stündlich in der Qualifizierten Stichprobe 

' die Parameter OSB und Sulfid, leicht freisetzbar, mittels Schnelltest zu bestimmen. 

Es sind im Zulauf zum Testwasserbecken stündlich in der Qualifizierten Stichprobe 

die Parameter AOX, Mineralölkohlenwasserstoffe und PAKs mittels Laboranalyse 

zu bestimmen. 

B.2.5.3.1.2. Eigenübemachung nach Eiwenübemrachunsverordnun 

' Abweichend von den Anforderungen nach der Eigenübemachungsverordnung wird 

festgelegt: 

. Abwasseranfall, pH-Wert, Temperatur und Trübung sind kontinuierlich zu be- 

stimmen. , . 

OSB und Sulfid, leicht freisetzbar sind zusätzlich zu den Schnelltests täglich 

durch ein Fachläbor zu bestimmen. 

‚ Die Bestimmung der Parameter AOX, Mineralölkohlenwasserstoffe und PAKs 

hat entsprechend den Festlegungen in Ziffer B.2.5.3.1.1 zu erfolgen. * 
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8.2.5.4. 

8.2.5.4.1. 

8.2.5.4.3. 

Bei Anwendung fotometrischer Verfahren, die den Anforderungen der Eigenüber- 
wachungsverordnung entsprechen, sind die Analysenvorschriften der Geräteher- 

steller zu beachten. 

Messungen im Gewässer 

Im Krebsbach ist oberhalb der Einleitstelle auf FI. Nr. 175/2 Gmk. Karlsfeld und nach 
erfolgter Durchmischung vor der Einmündung des Saubach an geeigneter Stelle kon- 
tinuierlich für die Dauer der Einleitung die Gewä$sertemperaturen zu bestimmen und 

aufzuzeichnen. 

Dokumentation 

Es ist ein Abschlussbericht zu erstellen, der auch die entsprechend 3.2.4.1. und 
3.2.42. durchgeführten Messungen enthalten muss. Weiterhin muss der Abschluss- 
bericht Angaben zur Pumpversuchswassermenge, die in den Krebsbach abgeleitet 

wurde, enthalten. 

Der Abschlussbericht ist innerhalb von zwei Monaten nach Durchführung der Pump- 

versuche dem Bergamt Südbayern sowie dem Wassemirtschaftsamt München vor- 

zulegen. 

Anzeige- und lnformationsgflichten 

Wesentliche Änderungen 

Änderungen der erlaubten Art des anfallenden und eingeleitetenl Abwassers, Ände- 

rungen der baulichen Anlagen sowie der Betriebs- und Verfahrensweise der Abwas- 
seranlagen, soweit sie sich auf die Ablaufqualität auswirken können, sind unverzüg- 

lich dem BergamtSüdbayern und dem Wasserwirtschaftsamt München anzuzeigen. 

Bauliche Auflagen 

Der Baubeginn ist dem Bergamt Südbayern und dem Wassewvirtschaftsamt Mün- 

chen rechtzeitig anzuzeigen 

Beginn der Einleitung 

Der'Be'ginn der Einleitung in den Krebsbach ist mindestens zwei Tage vorher dem 

Wasserwirtschaftsamt München per E-Mail (p@yoststellewwa-m.baern.de) anzuzei- 

gen. 

B.2.5.5. Rechtsnachfolge 

Die Erlaubnis geht mit allen Befugnissen und Pflichten auf eine andere Unternehmerin 

(Besitz- und Rechtsnachfolgerin) über, wenn das gesamte Unternehmen und die ge— 

samten Behandlungsanlagen übertragen werden und das Bergamt Südbayern dem 

Rechtsübergang zustimmt. ' 
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B.2.5.6. Auflagenvorbehalt 

Weitere Auflagen, die sich im öffentlichen Interesse als erforderlich erweisen sollten, 

bleiben vorbehalten. 

Wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung bzw. Einleitung von Niederschlags- 
wasser 

Gegenstand der Erlaubnis 

Hiermit wird der Geothermie Karlsfeld GmbH die stets widerrufliche, beschränkte, wasser- 

rechtliche Erlaubnis nach 55 8 und10 WHG i.V.m. Art. 15 BayWG zur Einleitung gesam- 

melter Niederschlagswässer auf den Grundstücken mit den FI. Nm. 174/3, 174/4, 175/3 

und 175/5 in das Grundwasser und hilfsweise in den Krebsbach erteilt. 

Zweck der Benutzung 

Die erlaubte‘Gewässerbenutzung dient der Einleitung von Niederschlagswasser der 
'Flurstücke 174/3, 174/4, 175/3 und 175/5 Gemarkung und Gemeinde Karlsfeld in das 
Grundwasser. 

Plan 

Der Genehmigung liegen die folgenden Antragsunterlagen zugrunde 

. Entwässerungskonzept Betriebsplatz, Version: 1.3, Verfasser Geothermie Karlsfeld 

GmbH und ing Burghausen GmbH, Stand: 21.04.2026 4 
Plan zur Situierung Entwässerungsgraben mit eingezeichneten Flurnummern, Stand: 

21.04.2025 

Anlage 1: Bemessung Schlammfang und Leichtüssigkeitsabscheider, erstellt durch 

Ingenieurbüro SHING‚ Stand 13.04.2026 

Beschreibung der Anlage 

Die Anlage besteht aus einer Versickerungsmulde mit vorgeschalteter Leichstoffab- 

scheideranlage und Schlammfang: 

Der „Innere Bereich“des Bohrplatzes (abgedichtet nach den Anforderungen der AwSV 

bzw. WHG) darf im „Bauzustand“ (Errichtung der Tiefbohrungen oder Workover Arbeiten; 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) nur über die Einleitung in eine Abwasserkanal 

oder durch Abfuhr des Wassers durch ein konzessioniertes Entsorgungsuhternehmen 

. entwäseert werden. 

Im „Betriebszustand“ (Betrieb der Tiefbohrungen; kein Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen) ist vorgesehen, dass auch der „Innere Bereich“ an die Versickerungsmulde an- ‘ 

geschlossen wird. Das zugeleitete Wasser wird über eine Leichtstoffabscheideranlage 

und eine Schlammfang vorgereinigt. 
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Bei hohem Grundwasserstand (Grundwasserstand für mind. 36 Std. bei 477,8 m ü. NN 

‚oder höher) und für den Fall von Starkniederschlägen ist vorgesehen, dass das Nieder— 

schlagswasser über eine dauerhaft verlegte Abwasserleitung (DN 125) in den Krebsbach 
eingeleitet wird. Das zugeleitete Wasser wird über eine Leichtstoffabscheideranlage Und 
eine Schlammfang vorgereinigt. ' 

Dauer der Erlaubnis 

Die wasserrechtliche Erlaubnis ist an eine gültige bergrechtliche Hauptbetriebsplanzu- 

lassung gebunden. 

Die beschränkte Erlaubnis wird bis zum 30.04.2046 erteilt. Sie erlischt vorher auf VWdér- 

ruf gem. 5 18 Abs. 1 WHG oder bei Beendigung der Bergaufsicht. 

8.3.5. Inhalts- und Nebenbestimmungen 

8.3.5.1. Umfang der erlaubten Benutzung 

Bereich Undurchlässige Reinigung / Rückhaltung ‚ Einleitung in 

Fläche Au (m?) 

Innerer Bereich . Vorreinigung über Leichstoffabschei- Grundwasser 

(Betriebszustand) deranlage, Versickerungsmulden mit 

+ Äußerer Be- Oberbodenpassage mit mind. 30 cm 

reich _ Mächtigkeit 

8.3.5.2. Bau Betrieb und Unterhaltung der Anlagen 

8.3.5.2.1. Das Vorhaben ist entsprechend der vom Wassemirtschaftsamt München am 

27. 04. 2026 geprüften Entwässerungskonzeption (vgl. B. 3. 2. ) sowie nach den allge- 

mein anerkannten Regeln der Technik auszuführen. 

Die Versickerungsanlage darf nur auf verunreinigungsfreiem Boden errichtet werden. 

Wird bei den Tiefbauarbeiten verunreinigter Boden angetroffen sind die Arbeiten so- 
fort vorübergehend einzustellen und es ist umgehend das Bergamt Südbayern zu 

verständigen. Das weitere Vorgehen ist mit den Behörden abzustimmen. 

Die Einleitung von Niederschlagswasser in_den Krebsbach ist auf die Betriebsfälle_ 

hohes Grundwasser und Starkniederschläge begrenzt. In diesen Fällen dürfen nur 

maximal 20 Vs Niederschlagswasser in den Krebsbach eingeleitet werden. 

Die zur Behandlung des im inneren Bohrplatzbereich anfallenden Niederschlagswas- 

sers geplante Leichtstoffabscheideranlage muss eine zum Zeitpunkt der Genehmi- 

gung gültige allgemeine bauaufsichtliche Zulassung durch das Deutsche institut für 

Bautechnik besitzen. Die Anlage ist nach den Regeln der Technik in DIN EN 858 und 
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DIN 1999-100/101 sowie nach den Herstellervorgaben und Vorgaben in der allge- 

meinen bauaufsichtlichen Zulassung des Deutschenlnstituts für Bautechnik zu er- 
richten, zu betreiben und zu warten. Demzufolge ist u.a. alle 5 Jahre eine Generalin- 

spektion durch ein hierzu fachlich geeignetes Unternehmen durchzuführen. Die 
durchgeführten Wartungsarbeiten sind in einem Betriebstagebuch zu dokumentieren. 

Das Betriebstagebuch ist auf Verlangen den Behörden vorzulegen. 

Die Einleitung von anderen Abwässern als die beantragten sowie das Einbringen von 
Stoffen, die geeignet sind, eine schädliche Verunreinigung des Grundwassers oder 

des Krebsbaches herbeizufühfen, sind untersagt. Aus Gründen des vorsdrglichen ' 

Grundwasserschutzes sowie zum Schutz des Krebsbaches ist die Venrvendüng von 

Streusalz soweit vertretbar eingeschränkt, und, der Einsatz sollte so sparsam und ge- 

zielt wie möglich erfolgen. 

Die Lagerung und der Umgang von wassergefährdenden Stoffen im Bereich der Ver- 

sickerungsanlage ist untersagt. Auf Flächen, die in den Untergrund entwässern ist 

das Waschen von Fahrzeugen und von Gerätschaften aller Art verboten. 

Wird die Versickerungsanlage durch Öle, Treibstoffe oder sonstige wassergefähr- 

dende Stoffe verunreinigt, sind unverzüglich die Genehmigungsbehörde sowie das 

Wassemirtschaftsamt München zu verständigen. Eventuelle Saniérungsmaßnahmen 

dürfen nur in Abstimmung mit diesen Behörden durchgeführt werden. 

_ Wird der Krebsbach dürch Öle, Treibstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe 
verunreinigt, ist unverzüglich die Feuerwehr zu verständigen und es sind das Berg- 

amt Südbayern sowie das Wassenrvirtschaftsamt München-zu verständigen. 

Bauabnahme 

Die Abwasseranlagen sind gemäß Art. 61 Abs. 1 BayWG von einem nach Art. 65 
BayWG zugelassenen privaten Sachverständigen in der Wasserwirtschaft (PSW) ab- 

zunehmen. Auf Grundlage des vorgelegten Entwässerungskonzepts mit Stand 
21.04.2026 muss vom PSW geprüft werden, ob die Baumaßnahme entsprechend der 

' wasserrechtlichen Erlaubnis ausgeführt wurde oder welche Abweichungen von der zu- 

gelassenen Bauausführung vorgenommen wurden. Zur ordnungsgemäßen Abnahme 

ist der PSW so rechtzeitig zu beteiligen, dass eine Durchführung von Teilabnahmen. 

von Anlagenteilen, die nach der Fertigstellung nicht mehr einsehbar und von wesentli— 

cher Bedeutung sind, erfolgen kann. Die Abnahmebestätigung des PSW. ist dem Berg— 

amt Südbayern spätestens vier Wochen nach Baufertigstellung vorzulegen. 
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Anzeige- und Informationsgflichten 

‚' Wesentliche Änderungen gegenüber den Antragsunterlagen (Tekturplanun9en) sind 

unverzüglich dem Bergamt Südbayern und dem Wassemirtschaftsamt München anzu— 

zeigen. Außerdem ist rechtzeitig eine hierzu erforderliche bau-bzw. wasserrechtliche 

Genehmigung bzw. Erlaubnis mit den entsprechenden Unterlagen beim Bergamt Süd- 

bayern'zu beantragen. 

Vorbehalt _ 

Weitere Inhalts- und Nebenbestimmungen, die sich im öffentlichen Interesse als erfor- 
derlich emeisen sollten, bleiben vorbehalten. 

Bétretungs- und Besichtigungjsrecht 

Der Antragsteller hat im Rahmen der gesetzlichen Regelungen (@ 101 WHG, Art. 58 

BayWG) den Bediensteten der Gewässeraufsichtsbehörde den Zutritt und die, Besichti-_ 

gung der Anlagen zu gewähren. 

IV. Kosten 

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen. 

Für die Betriebsplanzulassung wird eine Gebühr in Höhe von 7.500,00 € festgesetzt. 

Für die wasserrechtliche Erlaubnis zum Einbringen von Stoffen ins Grundwasser wird eine Ge- 

bühr in Höhe von 1500,00 € festgesetzt. 

Für die wasserrechtliche Erlaubnis zum Einleiteri von PumpversuchsäbwässernWird eine Gebühr 
in Höhe von 615,00 € festgesetzt. 

Für die wasserrechtliche Erlaubnis zum Versickern von Niederschlagswasser wird eine Gebühr in 

Höhe von 190,00 € festgesetzt. 

Es sind Auslagen in Höhe von 720,00 € durch die Begutachtung des Bayerischen Landesamts für 

Umwelt entstanden. _ ' . ' 

Es sind Auslagen in Höhe von 1734,00 € durch die Begutachtung des Wassemirtschaftsamts 

München entstanden. 

Somit betragen die Gesamtkosten für den Bescheid 12.259,00 €. 

Grü nde 

|. Sachverhalt 

1. Projekt und Antrag 

Mit Schreiben vom 20.10.2025 hat die Geothermie Karlsfeld Nord GmbH den Antrag auf Haupt- 

betriebsplanzulassung „Herrichtung des Bohrplatzes und Durchführung der Bohrarbeiten Karls- 
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feld GT1 — GT4“ dem Bergamt zur Zulassung vorgelegt. In dem Hauptbetriebsplan werden die 

Herstellung eines Bohrplatzes mit vier Bohrkellern und das Abteufen von vier Tiefbohrungen be- 
schrieben. Der Standort liegt nordwestlich von München auf dem Gemeindegebiet Karlsfeld 

(Landkreis Dachau). Für die Versorgung der Bohranlage soll ein Brauchwasserbrunnen erstellt 

werden. 

Mit dem Antragsschreiben wurden folgende Unterlagen eingereicht: 

. Hauptbetriebsplanantrag vom 20.10.2025 bestehend aus 36 Seiten Text, 
mit folgenden Anlagen: 

0 

0 

0 

Anlage 1a: 

Anlage 1b: 

Anlage 2a: 

Anlage 2b: 

Anlage 20: 

' Anlage 2d: 

Anlage Ba: 
Anlage 3b: 
Anlage 3c: 

Anlage 3d: 

Anlage 3e: 

Anlage 4a: 

Anlage 4b: 

Anlage 40: 

Anlage 4d: 

Anlage 5: 
Anlage 6. 

Anlage 7: 

Anlage 8a: 

Anlage 8b: 

Anlage 9: 

Anlage 10: 

Anlage 11: 

Übersichtskarte vom 27. 08. 2025 

Detaillageplan vom 27.08.2025 

Bohrplatzplan vom 13.10.2025 

Lageplan Bohrplatz vom 31.08.2025 

Schnitt Bohrplatz vom 31.08.2025 
Erläuterungsbericht Entwässerung vom 14.10.2025 
Übersichtslageplan vom 20.05.2025 

Bohrlochbild GT1 vom 14.03.2025 
Bohrlochbild GTZ vom 14.03.2025 
Bohrlochbild GT3 vom 14.03.2025 

Bohrlochbild GT4 vom 14.03.2025 
Vorausprofil GT1 

Vorausprofil GTZ 

Vorausprofil GT3 

Vorausprofil GT4 ’ 
Standortauswahl des Bohrplatzes vom 18. 07.2025 

Schichtprofile benachbarter Bohrungen 

2. Änderung des Flächennutzungsplans vom 21.11.2019 

FFH—Verträglichkeitsabschätzung vom 02.04.2025 

Kurzbericht Avifauna vom 30.07.2025 

Seismologisches Basisgutachten vom 10.09.2025 

Schallprognose vom 23.04.2025 
Gutachterliche Stellungnahme zur AWSV vom 16.10.2025 

. Mit Schreiben vom 26.01.2026 wurden folgende Anlagen nachgéreicht: 

Anlage 12: 

Anlage 13: 

Anlage 14: 

, Anlage 15: 

Erschütterungen 

‚Denkmalschutz 
Konzept zum Umgang mit Thermalwässern aus Pumbversuchen 

Entwässerungskonzept Betriebsplatz 

Seite -23- . 
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Die Anlagen 4, 5, 6, 7, 9, 12 und 13 dienten dem Verständnis und sind nicht Teil der Zulassung. 

2. Verfahren 

Das bergrechtliche Verfahren wurde am 23.10.2025 eingeleitet. 

Im Verfahren nach 5 54 BBergG wurden beteiligt: ° 

{0 Landratsamt Dachau 

Wassen1virtschaftsamt München 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürstenfeldbruck 

Bayerisches Landesamt für Umwelt 

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

. Gemeinde Karlsfeld 

Mit Schreiben vom 19.11.2025 gab das Landratsamt Dachau eine gemeinsame Stellungnahme 
seiner Fachbereiche ab. Der Fachbereich Bauordnung teilte mit, dass das Vorhaben sichim Au— 

ßenbereich befinde, dort könne es gem. 5 35 BauGB zulässig sein. Der Fachbereich Untere Na- _ 

turschutzbehörde führte die nächsten Schutzgebiete auf. Weiterhin sei das Vorhaben aus natur- 

schutzfachlicher Sicht genehmigungsfähig. Der Fachbereich Umwelt empfahl eine bodenkundli- 

che Baubegleitung aufgrund der Flächengröße des Vorhabens und gab Auflagenvorschläge. Der 

Fachbereich Technischer Umweltschutz teilte mit, dass Aussagen zu Schallemissionen und Er.- 
schütterungen fehlen. Der Fachbereich Untere Denkmalschutzbehörde wiesdarauf hin, dass eine 

Denkmalschutzrechtliche Grabungserlaubnis erforderlich sei. Nach Vorlage weiterer Dokumente _ 

durch die Antragstellerin wurde an den Einwendungen nicht weiter festgehalten. 

Das Wasserwirtschaftsamt München hat mit Schreiben vom 13.11.2025 ausgeführt, dass das 

Vorhaben außerhalb von Überschwemmungsgebieten liege. Für die Entsorgung des Nieder- 

schlagswassers seien Änderungen des Entsorgungskonzepts notwendig. Das Standrohr müsse 

. entgegen der Aussage der Antragstellerin bis in eine Tiefe von ca. 50 m eingebracht werden. 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürstenfeldbruck legte mit Schreiben 

vom 24.11.2025 dar, dass es zu keiner Absenkung des Grundwasserpegels kommen darf und die 

Grundsätze des Bundes-Bodenschutzgesetzes zu beachten seien. 

Das Bayerische Landesamt für Umwelt gab mit Schreiben vom 09.12.2025 eine wassemirt- 

schaftliche Beurteilung ab. In dieser wurden verschiedene Auflagenvorschläge vorgebracht. 

Nachteilige Auswirkungen auf Trinkwassergewinnungen seien nicht zu erwarten. Für die Stoffbe- 

wertung seien noch aussagekräftige Unterlagen vorzulegen. 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege gab keine Stellungnahme im Verfahren ab. 
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Die Gemeinde Karlsfeld gab keine Stellungnahme im Verfahren ab. 

||. Rechtliche Würdigung 

1. Zuständigkeit 

sach/ich 

Das Bergamt Südbayern ist sachlich gemäß 5 3 Abs. 1 der Verordnung über Organisation und 

Zuständigkeiten der Bergbehörden, zum Bergbau und zu Feldes- und Förderabgaben (Bayeri- 

sche Bergverordnung — BayBergV) für die Zulassung' des Betriebsplans zuständig. 

Örtlich 

Örtlich zuständig ist das Bergamt Südbayern gemäß 9 2 Abs. 2 Nr. 2 BayBergV. 

Wasserrechtliche Erlaubnisse 

Das Bergamt Südbayern ist sachlich gemäß 5 19 Abs. 2 WHG i.V.m. Art. 64 Abs. 1 BayWG bei 

Gewässerbenutzungen, die — wie im vorliegenden Fall — im Rahmen eines bergrechtlichen Be- 

triebsplans erfolgen, zuständig. 

'2. Betriebsplan-IErlaubnispflicht 

Der Bau eines Bohrplatzes und das Abteufen von Bohrungen zur Aufsuchung von Erdwärme aus 

Bohrungen ab einer Téufe von 400 Metern sind betriebsplanpflichtige Vorhaben gem. 55 2 Abs. 1 

Nm. 1 und 3, 3 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 b), 51 und 52 BBergG. Die Zulassung wird auf zwei Jahre befris- 

tet, da während .der Erstellung eines Bohrplatzes und von Tiefbohrungen regelmäßig sich verän- 

dernde Rahmenbedingungen entstehen. Durch eine Befristung des Hauptbetriebsplans gem. ‘ 

5 52 Abs. 1 Satz 3 auf vier oder acht Jahre kann die ordnungsgemäße Kontrolle nicht sicherge- 

stellt werden, da innerhalb dieses Zeitraums auch größere Änderungen der Umgebung auftreten 

können. 

Weiterhin handelt es sich bei Einbringen von Bohrspülung und Zement um einen Tatbestand des 

5 9 WHG. Die wasserrechtliche Erlaubnis dafür wurden im Einvernehmen mit dem Landratsamt 

Dachau erteilt. . 

Bei der Einleitung von Tiefenwasser (Abwasser) aus den Pumpversuchen in ein oberirdisches 

Gewässer handelt es sich um einen Tatbestand des 5 9 WHG. Die wasserrechtliche Erlaubnis. 

dafür wurden im Einvernehmen mit dem Landratsamt Dachau erteilt. 

Bei dem gezielten Passen und anschließender Versickerung bzw. Einleitung von Niederschlags- 
wasser handelt es sich um einen Tatbestand des 5 9 WHG. Die wasserrechtliche Erlaubnis dafür 

wurden im Einvernehmen mit dem Landratsamt Dachau erteilt. 
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3. Antragsprüfung 

Die Zulassungsvoraussetzungen nach 5 55 Abs. 1 BBergG liegen vor. Der Betriebsplan ist zuzu- 

lassen. Zur Wahrung der in 5 55 BBergG aufgeführten und weiterer öffentlicher Erfordernisse und 

Belange nach 5 4 8  BBergG kann die Betriebsplanzulassung nur unter Nebenbestimmungen er- 

folgen. Die Beifügung dieser Nebenbestimmungen stützt sich auf Art. 36 Abs. 1 Bayerisches 

Vemaltungsverfahrensgesetz (BawVfG). 

Dazu um Einzelnen: ’ 

3.1. Verträglichkeitsprüfun9 

Bei der hier gegenständlichen Errichtung des Bohrplatzes und dem Abteufen von Tiefbohrungen 

handelt es sich um ein betriebsplanpflichtiges Vorhaben, das gemäß 5 1 Nr. 10 a) UVP—V Berg- 

bau i.V.m. @ 7 UVPG einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls bedarf. Die Allgemeine Vor- 

‚ prüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass keine erheblichen nachteiligen UmweltausWirkungen zu 

besorgen sind. Das Ergebnis wurde am 20.11.2024a dem UVP-Verbundportal veröffentlicht. 

3.2. Absicherung für Bergschäden (& 56 Abs. 3 BBergG) 

‘ Die Absicherung für Bergschäden gem. 5 56 Abs. 3 BBergG soll bei der Zulassung eines Be- 

triebsplahs für Geothermie regelmäßig verlangt werden. Eine Ausnahme von der Regel ist in die- 

sem Fall nicht ersichtlich. Die Konformität der vorgelegten Absicherung zu prüfen, kann zeitinten— 

siv werden, insbesondere da der gesetzliche Rahmen Spielräume bereithält. Daher werden für 

die Prüfung vier Wochen angesetzt. 

3.3. Bauplanungsrecht 

Über die Voraussetzungen des 5 55 BBergG hinaus, dürfen gemäß 5 48 Abs. 2 S. 1 BBergG 
auch andere öffentlich-rechtliche Vorschriften bei der Zulassung eine Betriebsplanes nicht entge- 

genstehen. Bei Geothermievorhaben ist somit auch das Bauplanungsrecht zu beachten. 

Der Anwendungsbereich der 55 30 ff. Baugesetzbuch (BauGB) ist gemäß 5 29 Abs. 1 BauGB 

eröffnet, da hier ein Vorhaben in Gestalt der Errichtung einer baulichen Anlage geplant ist. Das 

relevante Gebiet liegt weder_innerhalb eines räumlichen Geltungsbereichs eines Bebauungsplans . 

im Sinne des @ 30 Abs. 1 oder Abs. 2 BauGB noch innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteils im Sinne von 5 34 Abs. 1 S. 1 BauGB. Somit liegt das Vorhaben im Außenbereich. 

Gem.ä 36 Abs. "1 S. 2 Hs. 2 BauGB ist kein gemeindliches Einvernehmen erforderlich, da das 
Vorhaben der Bergaufsicht gem. 55 2, 3 und 69 BBergG unterliegt. 

3.3.1. Vorhaben gemäß 5 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
Die Geothermieanlage (Bohrplatz mit Bohranlage und den weiteren technischen Einrichtungen) 

ist ein Vorhaben, das der Entwicklung und späteren Nutzung der geothermischen Energie nach 
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5 35 Abs. 1 Nr. 5 Var. 2 BauGB dient. Demnach sind Geothermie-Anlagen im Außenbereich ge- 
nerell privilegiert. ' ' 

3.3.2. ' Keine ent e enstehenden öffentlichen Belan e 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB 

Öffentliche Belange nach 5 35 Abs. 3 S. 1 BauGB, insb. Nr. 5 (Verunstaltung des Orts- und 

Landschaftsbildes) stehen dem Vorhaben nicht entgegen. 

Das Gebiet liegt nicht in einem förmlich unter Natur- oder Landschaftsschutz gestellten Land- 

schaftsteil. Außerhalb dieser Gebiete kann eine nach 5 35 Abs. 1 BauGB privilegierte Anlage we— 

genBeeinträchtigung des Landschaftsbildes nach 5 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 BauGB nicht zulässig ' 

sein, wenn sie zu einer Verunstaltung des Landschaftsbildes führt. Eine Verunstaltung des Land- 

schaftsbildes liegt vor, wenn die Anlage für das Orts-1 und Landschaftsbild in ästhetischer Hinsicht 

grob unangemessen ist und von einem für ästhetische Eindrücke offenen Betrachter als belas- 

tend empfunden wird (BVerwG Urt. v. 22.6.1990 — 4 C 6.87, NVWZ 1991, 64; Urt. v. 15.5.1997 — 

4 C 23.95, NVWZ 1998, 58; Beschl. v. 15.10.2001 — 4 B 69.01). Ob dies der Fall ist, hängt Von 

einer wertenden Betrachtung des jeweiligen Gebiets und der Würdigung im Einzelfall ab (BVerwG 

Beschl. v. 18.3.2003 — 4 B 7.03). Es ist weder ersichtlich, dass die Umgebung aufgrund ihrer 

Funktion ganz besonders schützenswert ist, nach, dass der Eingriff in das Landschaftsbild be- 

sonders grob ist. V\fie aus der Rechtsprechung im Wesentlichen zu Nndenergieanlage entwi- 

ckelt, kommt es bei der Bewertung u.a. auf die Entwicklung der Technik (Erscheinungsbild der 

Anlagen), ihre Verbreitungen und die gesetzgeberische Wertung an. Mit Einführung von 5 4 Ge— 

othermie-Beschleuhigungsgesetz (GeoBG), wonach ein überragendes öffentliches Interesse an 

Errichtung und Betrieb von Geothermieanlagen besteht, kommt die gesetzgeberis'che Wertung 

zugunsten der Förderung der Geothermie zum Ausdruck. Der Bohrturm zur Errichtung von Ge- 

' _ othermiebohrungen ist mit ca. 50 m deutlich kleiner als der Turm einer Windenergieanlage und 

hat keine aus der Ferne sichtbaren beweglichen Teile, wie Rotoren. Weiter steht der Bohrturm 

‚ nur während der Bohrphase von wenigen Monaten. 

Die kleinräumigen und kurzfristigen Auswirkungen des Bohrturms auf das Landschaftsbild sind 

auch unter Berücksichtigung des überragenden öffentlichen Interesses an Geothermieanlagen 

nach 5 4 GeoBG nicht als erhebliche Beeinträchtigungen der Landschaft oder gar als Verunstal- 

_ tung des Landschaftsbildes zu werten. 

3.3.3. ' Sicherung der ausreichenden Erschließung 

> Für die Anforderungen an die (ausreichende) Erschließung ist auf die konkreten Umstände abzu- 

stellen, insbeSondere auf die Betriebsgröße oder den Umfang der privilegierten Nutzung. Dabei 

muss die Erschließung bei Antragsstellung nicht bereits vorhanden sein. Hinreichend ist, dass 

damit gerechnet werden kann, dass die Erschließung bis zur Herstellung des Bauwerks (spätes- 

tens bis zur Gebrauchsabnahme) funktionsfähig angelegt und sie auf Dauer zur Verfügung ste- 
hen wird. “ ‘ 
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Maßgeblich ist generell der Erschließungsbedarf für das Vorhaben im fertiggestellten Zustand. In 

diesem Fall wird für die Betriebsphase eine ZuWegung für die erforderlichen Kontroll- und War- 

tungsarbeiten und eine elektrische Erschließung für den Pumpen'einsatz benötigt. ‘ 

Für die Bauphase müsste, nach Angabe der Antragstellerin, ein schwerlastfähiger Weg erstellt 

werden. Inder Betriebsphase soll der Bohrplatz an das geplante Gewerbegebiet angeschlossen 
werden. ' 

Im vorliegenden Fall ist zum Zeitpunkt der Zulassung noch keine für die Realisierung des Projekts 

vollständige erforderliche Zuwegung vorhanden. Es liegen derzeit keine Kenntnisse vor, dass die 

Erschließung bis zur Inbetriebnahme des Bohrplatzes nicht umgesetzt werden kann. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Vorhaben bauplanungsrechtlich privilegiert zulässig 
ist. 

3.4. Naturschutz 

3.4.1. Schutzgebiete 

Das Vorhaben liegt außerhalb von Schutzgebieten. In der Nähe des Vorhabens befindet sich das 

FFH-Schutzgebiet „Gräben und Niedermoorreste im Dachauer Moos‘f. Mit dem Antrag wurde eine 
FFH-Verträglichkeitsabschätzung vorgelegt. Eine Beeinträchtigung des FFH-Gebiets ist nicht zu 

besorgen. Südlich des Vorhabens befindet sich ein Biotop welches nicht in Anspruch genommen 
wird. 

. 3.4.2. Artenschutz 

Eine Betroffenheit von Arten, die das artenschutzrechtliche Schädigungsverbot nach 5 44 Abs. 1 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) überschreitet, ist nach aktuellem Kenntnisstand nicht vor- 

handen. Die an die Vorhabenfläche angrenzenden Lebensräume werden voraussichtlich in einer 

Intensität, die als erhebliche Beeinträchtigung zu werten wäre, nicht betroffen. 

3.4.3. ' Ein riffe in Natur und Landschaft 13 und 14 BNatSchG 

Natur 

Für die Bohr— und Testarbeiten wird ein Flächenbedarf von insgesamt 4.900 m2 veranschlagt. 

Diese wird teilweise nur vorübergehend beansprucht und kann direkt vor Ort wiederhergestellt 

werden. Für das Vorhaben Wird nach Abschluss eine aktualisierte, naturschutzrechtliche Betrach- 
tung durchgeführt und ein Ausgleich nach Bayerischer Kompensationsverordnung durchgeführt. 

Der Eingriffsort und die Ausgleichsfläche haben im selben Naturraum zu liegen. Insoweit liegt 

kein relevanter Eingriff gem. 55 13 und 14 BNatSchG vor. ' 

Landschaft 

Es ist weder ersichtlich, dass die Umgebung aufgrund ihrer Funktion besonders schützenswert- 

ist, noch, dass der Eingriff in das Landschaftsbild besonders grob ist. Wie aus der Rechtspre- 



Bescheid des Ber amtes Südba em Az. 26.3909.074—H-0375 vom 19.06.2026 Seite -29— ‚ 

chung im Wesentlichen zu Windenergieanlage entwickelt, kommt es bei der Bewertung u.a. auf 
die Entwicklung der Technik (Erscheinungsbild der Anlagen), ihre Verbreituhgen und die gesetz- 

geberisché Wertung an. Mit Einführung von 5 4 GeoBG, wonach ein überragendes öffentliches 

Interesse an Errichtung und Betrieb von ,Geothermieanlagen besteht, kommt die gesetzgeberi- 

sche Wertung zugunsten der Förderung der Geothermie zum Ausdruck. Der Bohrturm zur Errich- 

tung von Geothermiebohrungen ist mit ca. 50 m deutlich kleiner als der Turm einer Windenergie- 

anlage und hat keine aus der Ferne sichtbaren beweglichen Teile, Wie Rotoren. Weiter steht der 

Bohrturm nur während der Bohrphase von wenigen Monaten. 4 

Die kleinräumigen und kurzfristigen Auswirkungen des Bohrturms auf das Landschaftsbild sind, 

auch unter Berücksichtigung des überragenden öffentlichen Interesses an Geothermieanlagen, 

nach 5 4 GeÖBG nicht als erhebliche Beeinträchtigungen der Landschaft oder gar als Verunstal- ’ 

tung des Landschaftsbildes zu werten. 

Das Vorhaben befindet sich außerhalb von Landschaftsschutzgebieten. Bei dem Eingriffsort han-, 

delt es sich um eine intensiv landwirtschaftlich genutzte Fläche. Das Gebiet ist bereits anthropo- 

gen vorgeprägt. 

Während des Bohrbetriebs wird der Bohrturm als markantes Element in Erscheinung treten. Nach 

Beendigung der Bohrarbeiten Wird lediglich eine befestigte Fläche zurückbleiben. Von einem 

dauerhaften besonders groben Eingriff in das Landschaftsbild kann daher nicht 'ausgegangen 

werden. Aufgrund der zeitlich begrenzten Bohrphase wird die Erheblichkeitsschwelle (@ 13 
‚ BNatSchG) nicht erreicht. 

3.5. Wasser 

3.5.1. ' Trinkwasserschutz 

Das Vorhaben liegt außerhalb von Trinkwasserschutzgebiet'en. Eine Beeinflussung von Trink- 

wasserschutzgebieten ist nicht zu besorgen. 

3.5.2. Brauch- und Trinkwasserversor un und -entsor un 

Die Brauch- bzw. Trinkwasserversorgung soll über einen noch zu errichtenden Brunnen bzw. eine 

Leitung zur Verfügung gestellt werden. Die Abwasserentsorgung soll Tankwägen realisiert wer- 

den. 

3.5.3. NiederschlagsWasser 

Der ‚Bohrplatz wird so errichtet, dass eine getrennte Entwässerung vom inneren und äußeren Be- 

reich erfolgt. 

Der „Innere Bereich" (abgedichtet nach Anforderungen der AWSV bzw. WHG) wird im „Bauzu- 

stand" über Leitungen und einem Sammelbecken entwässert und soll über die öffentliche Kanali- 

sation entsorgt werden. ' 
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Der „Äußere Bereich“ (asphaltiert) wird über einen Entwässerungsgraben entwässert. Im-„Be- 
tri'ebszustand soll der „lnnere Bereich“ ebenfalls über den Entwässerungsgraben entwässért wer- 

den. . ' ' 

3.6. Lärm ] Erschütterungen 

Die mögliche Lärmbetroffenheit wurde von opportunities & friends GmbH auf der Basis der mögli- 

chen Anlagenkonzeption geprüft. Der Bohrbetrieb wird durchgängig, auch nachts, stattfinden. Für 

die Immissionsprognose wurden die zu ewvartenden lmmissionsauswirkungen auf Grundlage von ' 

zur Verfügung gestellten unterlagen des Betreibers durch eine lmmissionsberechnung für die 

nächstgelegenen Bereiche mit Wohnnutzung ermittelt. In der TA Lärm (Punkt 6.1) sind lmmissi- 
onsrichtwerte für lmmissiohsorte außerhalb von Gebäuden festgelegt. Diese betragen 50 (Reines 

Wohngebiet), 55 (Allgemeines Wohngebiet), 60 (Misch- / Dorfgebiet) und 65 dB(A) (Gewerbege- 

_ biet) tagsüber und 35, 40, 45 bzw. 50 dB(A) nachts an den nächstgelegenen betroffenen 

Wohneinheiten. ' . 

Die zu erwartenden lmmissionswerte liegen unter Berücksichtigung der Schallschutzmaßnahmen 

unterhalb der jeweiligen lmmissionsrichtwerte an den betroffenen Wohneinheiten. Der Nachweis 

des sogenannten lrrelevanzkriteriums gem. Ziffer 3.2.1 TA Lärm wird dem nachfolgenden Son- 

derbetriebsplanverfahren vorbehalten, da zu dem Zeitpunkt des Erlasses dieses Bescheides die 

vemendete Bohranlage noch nicht abschließend feststeht. In dem Sonderbetriebsplanverfahren 

ist eine aktualisierte Schallprognose mit der tatsächlich zum Einsatz kommenden Bohranlage 
vorzulegen. 

Aufgrund der Distanz zwischen Bohrstelle und den nächsten Wohngebäuden (ca. 250 m) sind 

durch die Herrichtung des Bohrplatzes und Betrieb der Bohranlage keine Erschütterungen zu 

erwarten. ' 

3.7. Zulässigkeit nach dem Standortauswahlgesetz 

Da das Vorhaben außerhalb der identifizierten Gebiete nach 5 13 Abs 2 Satz 1 Standortauswahl- 

gesetz (StandAG) liegt und auch keinen Einfluss auf diese Gebiete hat, ist für das og. Vorhaben 
kein Einvernehmen seitens des Bundesamts für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) 

erforderlich. ’ 

* 3.8. Wasserrechtliche Erlaubnis zum Einbringen von Stoffen im Rahmen der (Tief-) 

Bohrungen 

Das Einbringen von Stoffen in den Untergrund im Zuge des Niederbringens der Bohrungen . 

„Karlsfeld GT1 — GT4“ stellt einen wasserrechtlichen Tatbestand nach 5 9 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 

' Nr. 2 WHG dar, der gemäß 55 8 und 10 WHG i.V.m. Art. 15 Abs. 1 BayWG einer wasserrechtli- 

chen Erlaubnis bedarf. ’ ' 
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Nach Prüfung der Unterlagen durch die zuständige Fachstelle des Landesamtes für Umwelt ist 

aus Sicht des vorsorgenden Grundwasserschutzes nicht zu erwarten, dass beim Abteufen der 

Tiefbohrungen eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit zu befürchten ist. 

Nicht allgemein zugelassene Stoffe bedürften vor dem Einsatz jeweils der Nachprüfung durch das 

LfU; ein Einsatz ist erst nach deren Freigabe möglich. 

Die beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis konnte erteilt werden, da durch die Gewässerbenut- 

zung nach den Gutachten der amtlichen Sachverständigen keine schädliche Veränderung des 

benutzten Gewässers und keine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu emvarten sind. 

Versagungsgründe im Sinne des 5 12 Abs. 1 WHG konnten nicht festgestellt werden. 

Gem. Art. 15 Abs. 1 BayWG steht die Erlaubnise'rteilung im Ermessen der Behörde, vgl. Art. 40 

BawVfG. Durch die wasserrechtliche Erlaubnis werden im Rahmen der Tiefbohrungen Stoffe in 

den Boden eingebracht. Dabei werden nur geprüfte Stoffe eingesetzt, deren Wasserverträglich— ' 

keit ausreichend ist. Ein unkontrolliertes Abfließen der eingebrachten Stoffe wird durch die Funk- 

tion dieser Stoffe verhindert. Die Geothermie steht gem. 5 4 GeoBG im überragenden öffentlichen 

Interesse. Eine Errichtung von Tiefbohrungen für die Erkundung und spätere Nutzung von Erd- 

wärme ist ohne das Einbringen von Stoffen nicht möglich. Somit kann die Erlaubnis unter Abwä— 

gung der öffentlich-rechtlichen und privaten Interessen der Antragstellerin erteilt werden. 

Die Festsetzung der Inhalts- und Nebenbestimmungen, durch die eine ordnungsgemäße, das ; 

Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigende Gewässerbenutzung sichergestellt ist, einschließ- 

lich des Vorbehalts nachträglicher Inhalts- und Nebenbestimmungen, beruhen auf 5 13 WHG. Die 

von den amtlichen Sachverständigen vorgeschlagenen Auflagen wurden vollständig oder inhalt- 

lich sinngemäß in diesen Bescheid übernommen._ Die Prüfung hat ergeben, dass, unter Berück- 

sichtigung der Inhalts- und Nebenbestimmungen, Einwirkungen auf das Grundwasser verhindert 
oder zumindest so begrenzt werden können, dass die allgemeinen Sorgfaltspflichten gemäß 

5 5 Abs. 1 WHG eingehalten werden und die materiellen Grundsätze der Gewässerbewirtschaf- 
tung des 5 6 WHG der Erlaubnis niCht entgegenstehen. 

Darüber hinaus stehen die Erlaubnisse unter dem gesetzlichen Vorbehalt, dass nachträglich 
Maßnahmen für die Beobachtung der Wasserbenutzung und ihrer Folgen sowie Maßnahmen für 

eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene Vemendung des Wassers angeordnet 
werden können. Sie lässt private Rechte Dritter an einer Wassernutzung unberührt. 

Das nach Art. 64 Abs. 1 BayWG erforderliche Einvernehmen für die erlaubnispflichtigen Gewäs- 
serbenutzungen i. s. d. 5 9 Abs., 1 Nr. 4 WHG (Einbringen/Einleiten von Stoffen) wurde vom Land- 

ratsamt Dachau mit Schreiben vom 03.06.2026 erklärt. ' 
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Wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung von Abwasser in ein Oberflächenge- 
wässer 

Das Einleiten von Abwasser (MaIm-Tiefenwasser) in ein Oberflächengewässer stellt einen was- 

serrechtlichen Tatbestand nach 5 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar. Der Gewässerbenutzungstatbestand 
bedarf gemäß 5 8 Abs. 1 WHG einer behördliöhen Gestattung. 

Die wasserrechtliche Erlaubnis wird erteilt, weil auswéislich der vorgelegten wassenrvirtschaftli— 

chen Stellungnahme eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit durch die Gewässerbe- 

nutzung nicht zu emarten ist. Versagungsgründe im Sinne des 5 12 Abs. 1 WHG‘Iiegen nicht vor. 

‘ Gem. Art. 15 Abs. 1 BayWG steht die Erlaubniserteilung im Ermessen der Behörde, vgl. Art. 40 

BawVfG. Durch die wasserrechtliche Erlaubnis wird Abwasser in ein Oberflächengewässer 

. eingebracht. Durch die geplante Vorreinigung und eine entsprechende Überwachung wird sicher- 

gestellt, dass die chemische Beschaffenheit des Oberflächengewässers nicht negativ beeinflusst 

wird. Eine Entsorgung der eingeleiteten Abwässer würde voraussichtlich höhere Kosten verursa- 
chen. Somit kann dieErlaubnis unter Abwägung der öffentlich-rechtlichen und privaten Interessen 

der Antragstellerin erteilt werden. ' 

Die erteilte Erlaubnis stellt eine öffentlich-rechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung dahinge— 

hend dar, dass zum Zeitpunkt der Erteilung keine Beeinträchtigung des Wohle der Allgemeinheit 

zu emarten ist. Sie lässt private Rechte Dritter unberührt. 

Die Aussage über die Rechtsnachfolge entspricht 5 8 Abs. 4 WHG. 

Die stets widerrufliche beschränkte Erlaubnis ist an eine gültige bergrechtliche Betriebsplanzulas- 

sung zu binden und kann auch gem. 5 18 Abs.1 WHG stets widerrufen werden. 

Entsprechend der gutachterlichen Stellungnahme des Wassemrirtschaftsamtes kann die Erlaub- 

nis nur unter den darin genannten Vorschlägen zu Inhalts- und Nebenbestimmüngen erteilt wer- 

den. Die Vorschläge wurden inhaltlich und sinngemäß zusammengefasst und übernommen. Ihre 

Festsetzung beruht auf @ 13WHG. 

Das nach Art. 64 Abs. 1 BayWG erforderliche Einvernehmen für die erlaubnispflichtigen Gewäs— 

serbenutzungen i. s. cl. @ 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG (Einleiten von Stoffen) wurde vom Landratsamt 

Dachau mit Schreiben vom 03.06.2026 erklärt. 

3.10. Wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung von Niederschlagswasser 

Das Versickern von Niederschlagswasser in das Grundwasser stellt einen wasserrechtlichen Tat- 

bestand nach 5 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar. Der Gewässerbenutzungstatbestand bedarf gemäß 5 8 

Abs. 1 WHG einer behördlichen Gestattung. 
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Die wasserrechtliche Erlaubnis wird erteilt, weil ausweislich der vorgelegten wassemirtschaftli- 

chen Stellungnahme eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit durch die Gewässerbe- 

nutzung nicht Zu erwarten ist. Versagungsgründe im Sinne des 5 12 Abs. 1 WHG liegen nicht vor. 

Gem. Art. 15 Abs. 1 BayWG steht die Erlaubniserteilung im Ermessen der Behörde, vgl. Art. 40 
BawVfG. Durch die wasserrechtliche Erlaubnis wird Niederschlagswasser in den Boden bzw. 

in ein Oberflächengewässer eingebracht. Dabei wird Niederschlagswasser von befestigten (as- ' 

phaltierten) Verkehrswegen über eine Versickerungsmulde dem Grundwasser zugeführt. Durch 
die geplante Vorreinigung wird die chemische Beschaffenheit des Grundwassers nicht negativ 

beeinflusst. Eine Entsorgung der ein-geleiteten Niederschlagswasser würde voraüssichtlich höhe- 

re Kosten verursachen. Ebenfalls wird die mengenmäßige Grundwasserzufuhr durch Nieder- 

schlagswasser weniger negativ beeinträchtigt. Somit kann die Erlaubnis unter Abwägung der öf- 

fentlich-rechtlichen und privaten Interessen der Antragstellerin erteilt werden. 

Die erteilte Erlaubnis stellt eine öffentlich-rechtliche Unbedenklichkeitsbe50heinigung dahinge- 

hend dar, dass zum Zeitpunkt der Erteilung keine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit - 

zu ewvarten ist. Sie lässt private Rechte Dritter unberührt. 

Die Aussage über die Rechtsnachfolge entspricht @ 8 Abs. 4 WHG. 

Die stets widerrufliche beschränkte Erlaubnis ist an eine gültige bergrechtliche Betriebsplanzulas- 

' sung zu binden und kann auch gem. 5 18 Abs.1 WHG stets widerrufen werden. 

Entsprechend der gutachterlichen Stellungnahme des Wassewyirtschaftsamtes kann die Erlaub- 
nis nur unter den darin genannten Vorschlägen zu Inhalts- und Nebenbestimmungen erteilt wer- 

den. Die Vorschläge wurden inhaltlich und sinngemäß zusammengefasst und übernommen. Ihre 

Festsetzung beruht auf 5 13 WHG. 

Das nach Art. 64 Abs. 1 BayWG erforderliche Einvernehmen für die erlaubnispflichtigen Gewäs- 

serbenutzungen i. s. d. 5 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG (Einleiten von Stoffen) wurde vom Landratsamt , 
Dachau mit Schreiben vom 03.06.2026 erklärt. 

4. Kosten 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2, 6, 7 und 10 des Kostengesetzes (KG). 

Die Höhe der Gebühr ergibt sich für die Zulassung des Hauptbetriebsplans nach der Verordnung 

über den Erlass des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kostenverzeichnis —KVz)‚ aus Lfd. 

Nr. 5.l.0, Tarifstelle 4.1.4. Der Gebührenrahmen für die Zulassung des Hauptbetriebsplans er- 

streckt sich von 100 € bis 7.500 €. ' 

Die Höhe der Gebühr ergibt sich für die wasserrechtliche Erlaubnis zum Einbringen von Stoffen 

nach der Verordnung über den Erlass des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kostenver- 
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zeichnis -KVZ)‚ aus Lfd. Nr. 8.IV.O, Tarifstelle 1.1 ‚4.9.2. Der Gebührenrahmen für die wasser- 

rechtliche Erlaubnis erstreckt sich von 50 € bis 2.500 €. 

Die Höhe der Gebühr ergibt sich für die wasserrechtliche Erlaubnis zür Einleitung von Abwasser 

nach—der Verordnung über den Erlass des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kostenver- 

' Zeichnis -KVZ)‚ für die Einleitung aus lfd. Nr. 8.lV.O‚ Tarifstelle 1.1.4.3 i.V.m. 1.2.2. 

Die Höhe der Gebühr ergibt sich für die wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung von Nieder- 

schlagswasser nach der Verordnung über den Erlass des Kostehverzeichnisses zum Kostenge- 

setz (Kostenverzeichnis —KVZ)‚ für die Einleitung aus lfd Nr. 8. IV. 0, Tarifstelle 1. -.1 4. 4. 2 |. V. m. 
1. 2. 3. ' 

Bei der Festsetzung der Gebührenhöhe wurden der Venrvaltungsaufwand und die wirtschaftliche 
Bedeutung für den Antragsteller zu Grunde gelegt. 

Es sind Auslagen durch die Begutachtung der amtlichen Sachverständigen der Wassemirtschaft 

entstanden. 

Rechtsbehel fsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho- 
ben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

Postfachänschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, 
Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München. 

- Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Bescheid hat keine aufschiebende Wirkung (& 9 
Abs. 1 GeoBG). Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden V\hrkung der Anfechtungsklage 
kann nur innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe dieses Bescheids beim oben genannten 
Gericht gestellt und begründet werden (5 9 Abs. 2 GeoBG). 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Erhebung einer Klage ist schriftlich oder elektronisch in einer für den Sehriftformersatz zuge- 
lassenen Form möglich. Die Erhebung einer Klage per einfacher E- Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet k__eine rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01. 01. 2022 muss denn @ 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro- 
nisch einreichen. 

Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskos- 
tenhilfeven‘ahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Vervvaltungsgerichten infolge der Klageer- 
hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
Hinweise: ' 

. Die Bestimmungender Bundes-Bodenschutzgesetz und die Bundes-Bodenschutz- und 

Altlastenverordnung sind zu beachten. 
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Es wird bereits für die Planungsphase eine bodenkundliche Baubegleitung empfohlen. 

Eine Liste der privaten Sachverständigen in der Wassewvirtschaft ist im Internet unter 
PSW-Liste gesamt (bayern.de) erhältlich. 

Entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik, 2.8. im technischen Re- 

‘ . gelwerk der DWA sind zur Aufrechterhaltung der Wirksamkeit von Versickerungsanlagen 

Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen durchzüführen. Die notWendigen Maßnahmen sind 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik' im Arbeitsblatt DWA—A 138-1 in der 1e- 

‚ weils gültigen Fassung zu entnehmen. 

Es wird auf hingewiesen, dass der Betreiber der Versickerungsanlage im Falle eines Ver- 

sagens der Versickerungsanlage (z.B. bei höheren Niederschlägen, zusetzen der Anlage 

usw.) eine schadlose' Ableitung des Niederschlagswassers Zu gewährleisten hat. 

Zum Schutz nachbarschaftlicher Rechte weisen wir hin, dass der Grundstückseigentümer 

für Schäden haftet, die durch unkontrolliertes Abfließen von Niederschlagswasser auf be- 

nachbarte Grundstücke verursacht werden. * 

Sollte die Funktion der Värsickerungsanlage durch Vor Ort angetroffene, lokal schlechtere 

Durchlässigkeitsbeiwerte des Bodens nicht gegeben sein, ist die Anlage nachzubessern. 

Hinweise zur seismischen Übemachung: 

Die Aufstellung der Messstationen hat in Abstimmung mit dem Erdbebendienst Bayern zu 

erfolgen. Dies umfasst unter anderem die Lage der Standorte zur Koordinierung mit be- 

nachbarten Projekten, die Benennung (Stationskürzel) und das Netzwerkkürzel („XG“). 

Um die optimalen Standorte für die Messtationen zu finden sind dem Erdbebendienst ‘ ‘ 
ebenfalls die geplanten Bohrpfade (mit Ausweisung Reservoir-Sektion), Angaben zu Stö— 

rungsstrukturen im Umfeld der Bohrungen und die tatsächlichen Bohrpfade nach Ab- 

schluss der Bohrung mitzuteilen. 

_ Um eine effektive Überwachung sicherzustellen und eine zeitnahe Reaktion zu ermögli- 
chen, ist es notwendig, dass die aufgezeichneten seismischen Daten gewisse Standards 

erfüllen. Hierzu zählen insbesondere, dass die Daten 

0 in seismologischen Standard-Austauschformat (idealerweise StationXML) aufge- 

zeichnet werden. 

inklusive Frequenzantwort der Messahordnung zur Verwendung mit den aufge- . 

zeichneten Rohdaten dem Erdbebendienst zur Verfügung gestellt werden. 

dem Erdbebendienst (idealenrveise im pull-Verfahren, z.B. seedlink) zur Verfügung 

gestellt werden. Hierzu sollte eine Mitteilung zur Bezugsmöglichkeit der erhobenen 

Rohdaten erfolgen. 
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. Bei jeglichen Änderungen an der Messstation, welche die Auswertung betrifft (Änderung 

der Frequenzantwort, Koordinaten, Benamung, ...), ist dem Erdbebendienst ein unaufge- 

fordertes Update mit den kompletten Metadaten (alle Messzeiträume, auch abgeschlos- 

sene) zu geben. Das betrifft explizit auch den endgültigen Abbau einer Messtation die zu- 
vor gemeldet wurde. 

Stv. SGL 
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